Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/69 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Anpassung der Leistungen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 


Die Grundrente erhöht sich für Schwer- 
beschädigte, die das fünfundsechzigste Le- 
bensjahr vollendet haben, um 13 Deutsche 
Mark." 


Änderung von Vorschriften 
des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Januar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 141), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 
vom 27. Februar 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 157), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 30 Abs. 3 wird die Zahl „500" durch die 
Zahl „610" ersetzt. 


b) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 


„Erwerbsunfähige Beschädigte, die durch die 
anerkannten Schädigungsfolgen gesundheit- 
lich außergewöhnlich betroffen sind, erhalten 
eine monatliche Schwerstbeschädigtenzulage, 
die in folgenden Stufen gewährt wird: 


Stufe I 
Stufe II 
Stufe III 
Stufe IV 
Stufe V 


37 Deutsche Mark, 
74 Deutsche Mark, 
110 Deutsche Mark, 
147 Deutsche Mark, 
183 Deutsche Mark," 


2. § 31 wird wie folgt geändert und ergänzt: 


a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beschädigte erhalten eine monatliche 
Grundrente bei einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit 


um 30 vom Hundert von 65 
um 40 vom Hundert von 86 
um 50 vom Hundert von 1 1 6 
um 60 vom Hundert von 1 47 
um 70 vom Hundert von 202 
um 80 vom Hundert von 244 
um 90 vom Hundert von 293 
bei Erwerbsunfähigkeit 

von 330 


Deutsche 

Deutsche 

Deutsche 

Deutsche 

Deutsche 

Deutsche 

Deutsche 


Mark, 

Mark, 

Mark, 

Mark, 

Mark, 

Mark, 

Mark, 


Deutsche Mark. 


3. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monat- 
lich bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 


um 50 vom Hundert 
um 60 vom Hundert 
um 70 vom Hundert 
um 80 vom Hundert 
um 90 vom Hundert 
bei Erwerbsunfähigkeit 


147 Deutsche Mark, 
147 Deutsche Mark, 
202 Deutsche Mark, 
244 Deutsche Mark, 
293 Deutsche Mark, 
330 Deutsche Mark." 

30" durch die 


4. In § 33 a Satz 1 wird die Zahl 
Zahl „37" ersetzt. 
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5. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Zahlen „115", „195", 
„275", „355" und „460" durch die Zahlen 
„141", „238", „336", „434" und „562" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Zahl „50" durch 
die Zahl „61" ersetzt. 

6. In § 40 wird die Zahl „150" durch die Zahl „198" 
ersetzt. 

7. In § 40 a Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „250" durch 
die Zahl „305" ersetzt. 

8. In § 41 Abs. 2 wird die Zahl „150" durch die 
Zahl „198" ersetzt. 

9. In § 46 werden die Zahlen „45" und „85" durch 
die Zahlen „55" und „104" ersetzt. 

10. In § 47 Abs. 1 werden die Zahlen „80" und „110" 
durch die Zahlen „98" und „135" ersetzt. 


11. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Zahlen „200" und 
„135" durch die Zahlen „244" und „165" er- 
setzt. 

b) In Absatz 2 werden die Zahlen „40" und „30" 
durch die Zahlen „49" und „37" ersetzt.* 

c) In Absatz 3 werden die Zahlen „125" und 
„90" durch die Zahlen „153" und „110" er- 
setzt. 


12. In § 56 wird das Wort „zweijährigem" durch das 
Wort „jährlichem" ersetzt. 


A r t i k e 1 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 


Bonn, den 13. November 1969 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Die Kriegsopferrenten sind seit dem 1. Januar 1967 
unverändert geblieben. Die Regierung der Großen 
Koalition hatte — mit Zustimmung des seinerzeiti- 
gen Koalitionspartners - — eine Anpassung an die in- 
zwischen veränderten wirtschaftlichen Verhältnisse 
ab 1. Januar 1970 zugesagt. Bedauerlicherweise war 
die derzeitige Bundesregierung bisher nicht in der 
Lage, den Kriegsopferbericht, der beim Regierungs- 
wechsel bis auf einige Fragen der redaktionellen 
Formulierung fertiggestellt war, vorzulegen. Audi 
den Entwurf eines Anpassungsgesetzes hat die Bun- 
desregierung bisher nicht beraten. Durch diese Ver- 
zögerung wird die rechtzeitige Anpassung der 
Kriegsopferrenten am 1. Januar 1970 gefährdet. Die 
CDU/CSU-Fraktion bringt daher den Initiativ- 
entwurf eines Anpassungsgesetzes ein. Sie hofft auf 
eine zügige Beratung und Verabschiedung. 

Der Entwurf sieht eine Anhebung der Grund- und 
Ausgleichsrenten um 22 Vo vor. Die Fraktion der 
CDU/CSU ist davon ausgegangen, daß sich seit dem 
1. Januar 1967 der reale Zuwachs des Bruttosozial- 
produkts auf rund 16 ‘^/o, der Zuwachs der Brutto- 
lohn- und -gehaltssumme auf rund 19,5 und die 
Erhöhung der Renten auf 26,4 Vo beläuft. Diese Da- 
ten rechtfertigen eine Anpassung der Kriegsopfer- 
renten um mindestens 20 Vo. 

Da die Bundesregierung beabsichtigt, den Kranken- 
versicherungsbeitrag der Rentner in Höhe von 
ab 1. Januar 1970 zu streichen, erscheint es schon im 
Interesse der Gleichbehandlung erforderlich, den An- 
passungssatz bei den Kriegsopferrenten auf 22 Vo 


festzusetzen. Es geht nicht an, daß ausgerechnet die 
Kriegsopfer von einer zusätzlichen sozialen Leistung 
ausgeschlossen bleiben sollen. 

Ein wesentlicher Inhalt des Entwurfs ist ferner eine 
Anhebung der Witwenrenten auf 60 Vo. Es ist nicht 
einzusehen, weshalb die Kriegsopferwitwen nicht 
dieselben Renten erhalten sollen, wie sie die Wit- 
wen von Beamten und Sozialversicherungsrentnern 
seit langem bekommen. 

Die Vorlage des Kriegsopferberichts in zweijährigem 
Abstand erscheint für eine zügige Anpassung der 
Kriegsopferrenten an veränderte wirtschaftliche Ver- 
hältnisse nicht ausreichend. Der Entwurf sieht daher 
vor, den Kriegsopferbericht in Zukunft jährlich vor- 
zulegen. Dadurch wird eine jährliche Anpassung der 
Kriegsopferrenten ermöglicht. 

Die finanziellen Aufwendungen des Bundes durc±i 
den Gesetzentwurf werden sich auf rund 1,1 Milliar- 
den DM belaufen. Bei einer Anhebung der Grund- 
und Ausgleichsrenten auf 20 % wäre 1 Milliarde DM 
erforderlich. Diesen Betrag hatte der seinerzeitige 
Bundesarbeitsminister für den Bundeshaushalt 1970 
angemeldet. Die nunmehrige Erhöhung um rund 100 
Millionen DM erfordert die Gleichbehandlung der 
Kriegsopfer mit dem vorgesehenen Wegfall des 
Krankenversicherungsbeitrages für Sozialversiche- 
rungsrentner, nicht zuletzt aber auch angesichts des 
Tatbestandes, daß für Soldaten und Ersatzdienst ein 
Weihnachtsgeld von 70 DM in Aussicht genommen 
ist. 


3 



